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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

11.09.2018 

Geschäftszahl 

Ra 2018/16/0095 

Betreff 

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident Dr. Zorn und die Hofräte 
Dr. Mairinger und Mag. Straßegger als Richter, unter Mitwirkung der Schriftführerin Mag. Baumann, LL.M., in 
der Revisionssache des W H in W, vertreten durch Mag. Ralf Mössler, Rechtsanwalt in 1010 Wien, 
Singerstraße 11/7, gegen das Erkenntnis des Verwaltungsgerichts Wien vom 12. März 2018, Zl. VGW-
002/V/059/9762/2017, betreffend u. a. Übertretung des Glücksspielgesetzes (belangte Behörde vor dem 
Verwaltungsgericht: Landespolizeidirektion Wien), den Beschluss gefasst: 

Spruch 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung 

     1 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulässig, wenn 
sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das 
Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt 
oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht 
einheitlich beantwortet wird. 

     2 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der Voraussetzungen des 
Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung mit 
Beschluss zurückzuweisen. 

     3 Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zulässigkeit der Revision 
gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht 
gebunden. 

     4 Hat das Verwaltungsgericht - wie im vorliegenden Fall - im Erkenntnis ausgesprochen, dass die Revision 
nicht zulässig ist, hat die Revision gemäß § 28 Abs. 3 VwGG auch die Gründe zu enthalten, aus denen entgegen 
dem Ausspruch des Verwaltungsgerichtes die Revision für zulässig erachtet wird. Die Zulässigkeit einer 
außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat der Verwaltungsgerichtshof nur im Rahmen der 
dafür in der Revision gesondert vorgebrachten Gründe zu prüfen (vgl. etwa VwGH 3.10.2017, Ra 2017/17/0780 
bis 0781, mwN). 

     5 Die vorliegende Revision enthält keine gesonderte Darstellung der Gründe, aus denen entgegen dem 
Ausspruch des Verwaltungsgerichtes die Revision für zulässig erachtet wird, weshalb sie sich als unzulässig 
erweist. Ein Mängelbehebungsauftrag war nicht zu erteilen (vgl. in stRsp etwa VwGH 26.1.2018, 
Ra 2018/17/0010, und VwGH 10.4.2018, Ra 2018/16/0041, sowie Thienel, Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes zur Verwaltungsgerichtsbarkeit, in ZVG 2018/3, 180ff (186)). 

     6 Die Revision war daher gemäß § 34 Abs. 1 VwGG zurückzuweisen. 

Wien, am 11. September 2018 
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